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1.0 ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG 
 

Die Stadt Norderney beabsichtigt die Festschreibung einer ausschließlich dauerwohn-
lichen Nutzung eines baulich vorgeprägten Bereichs und stellt hierfür die 5. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 28 „Am Weststrand“ auf. Da es sich bei der Planung um 
Maßnahmen zur Verdichtung der innerörtlichen Siedlungsstrukturen sowie um sonstige 
Maßnahmen zur Innenentwicklung handelt, erfolgt dies im Rahmen eines beschleunig-
ten Verfahrens gem. § 13a BauGB. 
 
Das ca. 2.024 m² umfassende Plangebiet befindet sich im westlichen Teil der Insel 
Norderney zwischen dem Stadtkern im Nordwesten und dem Hafen im Südosten. Die 
vorhandene Bebauung innerhalb des Plangebietes ist geprägt durch die vorherige 
Nutzung der Bereitstellung von Betriebswohnungen. Allerdings besteht in der Stadt 
Norderney ein hoher Wohnraumbedarf für die ortsansässige Bevölkerung. Das Plan-
gebiet eignet sich dabei aufgrund der innerörtlichen Lage, der Nähe zu den sozialen 
Einrichtungen und Versorgungsstrukturen besonders gut für die Nutzungsänderung. 
 
Zentrales Ziel der Stadt Norderney ist daher eine städtebaulich verträgliche Änderung 
in der Nutzungsart, wodurch das Plangebiet als Sondergebiet mit der Zweckbestim-
mung „Dauerwohnen“ gem. § 11 BauNVO festgesetzt wird. Um den bereits vorhande-
nen Gebietscharakter zur erhalten, sind restriktive Regelungen zur Zulässigkeit von 
Bauvorhaben innerhalb des Plangebietes erforderlich. So sind zum Beispiel Beherber-
gungsbetriebe nicht vorgesehen. Die weitergehende Steuerung einer verträglichen und 
dennoch bedarfsgerechten baulichen Entwicklung erfolgt über die Festsetzung von 
Grundflächenzahl, der maximal zulässigen Geschosse, der Bauweise, Firstrichtung 
sowie von Trauf- und Firsthöhen. Darüber hinaus werden örtliche Bauvorschriften in 
der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 aufgenommen. Das festgesetzte Bau-
feld orientiert sich an den vorhandenen Strukturen des Plangebietes sowie an der Ur-
sprungsplanung der derzeit rechtskräftig geltenden 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 28.  
 
Die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 „Am Weststrand“ wird aufgrund des in-
nerörtlichen Standortes im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung) durchgeführt, weshalb von einer Umweltprüfung nach § 2 
(4) BauGB abgesehen wird. Für Bebauungspläne mit einer zulässigen Grundfläche 

 20.000 m² sind ferner nach § 13a (2) Satz 1 Nr. 4 BauGB Eingriffe in den Naturhaus-
halt und das Landschaftsbild, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu 
erwarten sind, im Sinne des § 1a (3) Satz 5 BauGB zu bewerten. Da die zulässige 
Grundfläche kleiner als 20.000 m² ist, findet die Eingriffsregelung nach dem Bundesna-
turschutzgesetz gem. § 1 a (3) BauGB keine Anwendung. 

2.0 RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Kartenmaterial 
 
Die Planzeichnung der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 wurde unter Ver-
wendung des vom Katasteramt Norden zur Verfügung gestellten Kartenmaterials im 
Maßstab 1 : 1.000 erstellt.  

2.2 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Der Geltungsbereich der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 „Am Weststrand“ 
befindet sich im westlichen Teil der Insel Norderney, zwischen dem Stadtkern im 
Nordwesten und dem Hafen im Südosten und umfasst eine Gesamtfläche von ca. 
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2.024 m². Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist der Planzeichnung zu 
entnehmen. 

2.3 Nutzungsstrukturen und städtebauliche Situation 
 

Das Plangebiet zeichnet sich durch ein Wohngebäude, welches kleinere Betriebswoh-
nungen zur Verfügung stellt, aus. Die städtebauliche Umgebung ist vornehmlich ge-
prägt durch eine Mischung aus Wohngebäuden und Beherbergungsbetrieben. Wie auf 
Norderney typisch, werden im überwiegenden Teil der Wohngebäude ebenfalls Räume 
zur Fremdenbeherbergung genutzt.  
 
Darüber hinaus wird der Geltungsbereich durch den westlich gelegenen Argonnerwald 
und der an dem Plangebiet südöstlich angrenzenden „Hundewiese“ geprägt.  

3.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 

3.1 Landesraumordnungsprogramm (LROP) 
 
Nach § 1 (4) des BauGB unterliegen Bauleitpläne, in diesem Fall die 5. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 28 einer Anpassung an die Ziele der Raumordnung. Aus den 
Vorgaben der übergeordneten Planungen ist die kommunale Planung zu entwickeln. 
Im rechtsgültigen Landesraumordnungsprogramm (LROP) des Landes Niedersachsen 
aus dem Jahr 2008 (zuletzt geändert 2017) ist die Stadt Norderney der ländlichen Re-
gion zuzuordnen. Grundsätzlich soll die Entwicklung dieser Regionen gefördert wer-
den, um die Auswirkungen des demographischen Wandels für die Gemeinden und 
Städte abzuschwächen und sie als Orte mit großer Lebensqualität zu erhalten.  
 
Planungsziel der vorliegenden Bauleitplanung ist die städtebauliche Beordnung eines 
durch Wohnbebauung geprägten innerstädtischen Quartiers. Durch die Festsetzungen 
im Bebauungsplan wird eine hohe städtebauliche Qualität sichergestellt und somit 
werden die planungsrechtlichen Grundlagen gelegt für die Schaffung eines attraktiven 
Wohnflächenangebotes, was wiederrum der zunehmenden Abwanderung der einhei-
mischen Bevölkerung vorbeugen soll. Den landesplanerischen Zielvorgaben wird somit 
entsprochen. 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 
 
Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Aurich aus dem 
Jahr 1992 ist seit dem 20.07.2006 nicht mehr rechtsgültig und befindet sich derzeit in 
Neuaufstellung.  
 
In der vorliegenden Entwurfsfassung des RROP aus dem Jahr 2015 befindet sich der 
Bereich innerhalb eines Vorranggebietes für die Wassergewinnung. Ferner wird die In-
sel Norderney als Standort mit der besonderen Schwerpunktaufgabe Erholung/ Frem-
denverkehr erfasst sowie als Grundzentrum mit der Schwerpunktaufgabe „Sicherung 
und Entwicklung von Wohnstätten“ ausgewiesen. Die Planung dient der Sicherung und 
Ausweitung des Wohnflächenangebotes für die einheimische Bevölkerung und steht 
somit in Einklang mit den regionalplanerischen Zielen.  

3.3 Vorbereitende Bauleitplanung 
 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Norderney aus dem Jahr 1975 
sieht für das Plangebiet ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Kur-, Heil- und 
Erholungszwecke vor.  
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Die Inhalte des vorliegenden Bebauungsplanes werden im Hinblick auf das geplante 
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Dauerwohnen“ nicht aus dem Flächennut-
zungsplan gem. § 8 (2) BauGB entwickelt. Der Flächennutzungsplan ist daher im Zuge 
der Berichtigung gem. § 13a (2) Nr. 2 BauGB an die städtebaulichen Entwicklungsziele 
für den betreffenden Siedlungsbereich anzupassen. 

3.4 Verbindliche Bauleitplanung 
 
Für das Plangebiet gilt derzeit der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 28 „Am 
Weststrand“, 1. Änderung. In dem vorgenannten Bebauungsplan wird das Plangebiet 
als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Betriebswohnungen“ festgesetzt.  

4.0 ÖFFENTLICHE BELANGE 

4.1 Belange von Natur und Landschaft / Besonderer Artenschutz 
 
Bei der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung eines Bebauungsplanes sind die Be-
lange des Umwelt- und Naturschutzes gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen. 
 
Die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 „Am Weststrand“ wird aufgrund des in-
nerörtlichen Standortes im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung) durchgeführt, weshalb von einer Umweltprüfung nach § 2 
(4) BauGB abgesehen wird. Für Bebauungspläne mit einer zulässigen Grundfläche 

 20.000 m² sind ferner nach § 13a (2) Satz 1 Nr. 4 BauGB Eingriffe in den Naturhaus-
halt und das Landschaftsbild, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu 
erwarten sind, im Sinne des § 1a (3) Satz 5 BauGB zu bewerten.  
 
Der Geltungsbereich der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 „Am Weststrand“ 
hat eine Größe von ca. 1.619 m². Die zulässige Grundfläche ist damit kleiner als 
20.000 m², so dass die Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz gem. § 1 
a (3) BauGB keine Anwendung findet.  
 
Der Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplanänderung umfasst ausschließ-
lich die bauliche Anlage des für eine Nutzungsänderung vorgesehen Gebäudes. 
Faunistisch wertvolle Bereiche sind hierin nicht vorhanden.  

4.2 Belange des Denkmalschutzes 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege zu berücksichtigen. Zur Berücksichtigung der Be-
lange der Archäologischen Denkmalpflege wird in der Planzeichnung des Bebauungs-
planes Nr. 28, 5. Änderung auf die Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Boden-
funden im Zuge von Bauausführungen folgendermaßen nachrichtlich hingewiesen: 
„Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-
funde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken 
sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren 
solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmal-
schutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der unteren Denkmalschutzbe-
hörde des Landkreises Aurich oder dem Archäologischen Dienst der Ostfriesischen 
Landschaft, Hafenstraße 11, 26603 Aurich, Tel. 04941/1799-32 unverzüglich gemeldet 
werden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. 
Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 
Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu 
tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit ge-
stattet.“ 
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4.3 Belange des Bodenschutzes 
 
Bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten sind die Vorschriften des vorsorgen-
den Bodenschutzes zu beachten, d.h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu 
verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Grund-
stückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von ihrem 
Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderungen zu ergreifen (Grundpflichten 
gem. § 4 BBodSchG). Das bei geplanten Baumaßnahmen anfallende Bodenaushub-
material, für das auf den Grundstücken keine Verwertungsmöglichkeit besteht, wird als 
Abfall im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes eingestuft, welcher vorrangig einer 
ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zuzuführen ist.  
 
Bei den Böden im Plangebiet der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 „Am 
Weststrand“ handelt es sich um seltene Böden, welche aus bodenschutzfachlicher 
Sicht als besonders wertvoll einzustufen sind. Der Leitfaden "Schutzwürdige Böden in 
Niedersachsen - Arbeitshilfe zur Berücksichtigung des Schutzgutes Boden in Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren" ist als Heft 8 in der Publikationsreihe GeoBerich-
te erschienen und als Download im Internet eingestellt (unter 
www.lbeg.niedersachsen.de > Karten, Daten und Publikationen> Publikationen> Ge-
oBerichte). Ferner ist die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Aurich bei Kon-
taminationen des Bodens im Rahmen der Bautätigkeiten unverzüglich zu informieren. 
Die bei den Bauarbeiten anfallenden Abfälle (z. B. Baustellenabfälle) unterliegen den 
Anforderungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und sind nach den Bestim-
mungen der Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Aurich in der jeweils gültigen 
Fassung einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen.  
 
Wasserlösliche Gesteine (Karbonatgesteine aus der Oberkreide) liegen im Planungs-
gebiet in so großer Tiefe (> 500 m), dass bisher kein Schadensfall bekannt geworden 
ist, der auf Verkarstung in dieser Tiefe zurückzuführen ist. Des Weiteren besteht auch 
keine Erdfallgefährdung, weshalb auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen bezüglich 
der Erdfallgefährdung bei Bauvorhaben im Planungsbereich verzichtet werden kann. 
 
Des Weiteren steht im Planungsgebiet setzungsempfindlicher Baugrund an. Es handelt 
sich hierbei um Lockergesteine mit sehr geringer Steifigkeit (fluviatile, brackische, ma-
rine Sedimente wie z. B. Klei) und anthropogene Auffüllung.  

4.4 Altablagerungen / Kampfmittel 
 
Im Rahmen des Altlastenprogramms des Landes Niedersachsen haben die Landkreise 
gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchgeführt 
und entsprechendes Datenmaterial gesammelt. Dieses wurde vom damaligen Nieder-
sächsischen Landesamt für Wasser und Abfall (aktuell: Niedersächsischer Landesbe-
trieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN)) bewertet. Hiernach lie-
gen im Plangebiet keine Altablagerungen vor. Sollten allerdings bei den geplanten 
Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so ist unverzüglich 
die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Aurich zu benachrichtigen. 
 
Hinweise auf das Vorkommen von Kampfmitteln liegen derzeit für das Plangebiet nicht 
vor. Sollten bei den Bau- und Erdarbeiten jedoch Kampfmittel (Bombenblindgänger, 
Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, sind diese umgehend dem 
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regi-
onaldirektion Hameln-Hannover - Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) zu melden. 
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5.0 INHALT DES BEBAUUNGSPLANES 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Der Druck auf dem Wohnungsmarkt auf der Insel Norderney ist sehr hoch, was dazu 
führt, dass es für die einheimische Bevölkerung immer schwerer wird, bezahlbaren 
Wohnraum zu finden. Städtebauliches Ziel der Stadt Norderney ist es daher, das jetzi-
ge Wohngebäude in seinem Bestand zu sichern und die derzeitige Funktion der Si-
cherstellung von Betriebswohnungen hin zu Wohnungen für Einheimische sicherzu-
stellen. Hierbei sollen insbesondere die in touristisch geprägten Regionen weit verbrei-
teten Zweit- und Ferienwohnungen sowie Beherbergungsbetriebe zugunsten derer, die 
ihren Lebensmittelpunkt auf Norderney haben, ausgeschlossen werden. Auf diese 
Weise soll dem Wohnungsbedarf der heimischen Bevölkerung Rechnung getragen 
und einer weiteren Abwanderung entgegen gewirkt werden. 

 
Der gewünschte Gebietscharakter entspricht keinem der in den §§ 2 - 9 BauNVO ge-
nannten Gebiete, daher hat sich die Stadt dazu entschieden ein sonstiges Sonderge-
biet gem. § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Dauerwohnen“ (SO) im Bebau-
ungsplan festzusetzen, das der Unterbringung von Anlagen und Einrichtungen des 
Dauerwohnens für Personen mit Lebensmittelpunkt auf Norderney dient. In dem Son-
dergebiet SO sind die folgenden Nutzungen zulässig: 
 
(1) Allgemein zulässig sind: 

 
­ Wohngebäude mit Wohnungen zum Dauerwohnen für Personen mit Lebens-

mittelpunkt auf Norderney. 
 
(2) Ausnahmsweise zulässig sind: 
 

­ Räume für freie Berufe. 
 
Bei Dauerwohnungen handelt es sich gemäß der allgemeinen Verwaltungsrechtspre-
chung um eine in sich abgeschlossene Wohnung, die durch eine auf eine gewisse 
Dauer angelegte Häuslichkeit und Eigengestaltung der Haushaltsführung zur dauerhaft 
Befriedigung eigener Wohnbedürfnisse „in den eigenen vier Wänden“ von Ortsansäs-
sigen als Eigentümer oder Mieter mit Erst- oder Hauptwohnsitz am Gemeindeort ge-
kennzeichnet ist.  
 
Neben einer Wohnnutzung sollen ausnahmsweise auch Räume für freie Berufe zuläs-
sig sein. Diese Nutzungen entsprechen dem heutigen und zukünftig gewünschten Ge-
bietscharakter und bewirken keine Störung des ruhigen Wohnens. 
 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 

5.2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird innerhalb des festgesetzten Sondergebietes 
(SO) über die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 16 (2) Nr. 1 BauNVO 
von 0,8 entsprechend der vorhandenen Verdichtung sowie der im Ursprungsplan ge-
troffenen Festsetzung definiert.  

5.2.2 Anzahl der Vollgeschosse 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird des Weiteren über die zulässige Zahl der 
Vollgeschosse gem. § 16 (2) Nr. 3 BauNVO bestimmt. Im Plangebiet (SO) sollen 
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zukünftig entsprechend der örtlichen Gegebenheiten ein bzw. drei Vollgeschosse 
zulässig sein. Im Bereich des „I“- Vollgeschosses ist, mit Ausnahme einer 
Überdachung zur Tiefgarage, die Höhe der Gebäude auf 60 cm beschränkt. Diese 
Festsetzung entspricht der vorhandenen Baustruktur und der im Ursprungsplan 
getroffenen Festsetzungen. Auf diese Weise wird eine der räumlichen Situation 
entsprechende Entwicklung ermöglicht und städtebaulichen Fehlentwicklungen 
entgegengewirkt. 

5.2.3 Bauhöhen 
 
Innerhalb des Plangebietes werden bestandsorientiert Trauf- und Firsthöhen festge-
setzt. Die Traufhöhe (TH) wird im Sondergebiet auf 7,00 m und die Firsthöhe (FH) auf 
12,00 m begrenzt. Durch diese Höhen wird sichergestellt, dass der Bestand gesichert 
und eine unerwünschte Fehlentwicklung vermieden wird.  
 
Für die Ermittlung der konkreten Bauhöhe sind die in den textlichen Festsetzungen de-
finierten Höhenbezugspunkte (§ 18 (1) BauNVO) maßgebend. Als oberer Bezugspunkt 
für die Traufhöhe (TH) zählt die Schnittkante zwischen der Außenfläche des aufge-
henden Mauerwerks und der oberen Dachhaut. Die obere Firstkante dient als Bezugs-
punkt für die Firsthöhe (FH). Als unterer Bezugspunkt ist die Straßenoberkante der 
nächsten öffentlichen Erschließungsstraße heranzuziehen.  

5.2.4 Abgrabungen 
 
Angesichts der besonderen städtebaulichen Qualität soll der Entstehung von das Sied-
lungsbild beeinträchtigenden Kellerlichtschächten und Kellerniedergängen entgegen-
gewirkt werden. Folglich wird geregelt, dass innerhalb des festgesetzten Sondergebie-
tes die Höhenlage des vorhandenen Geländes auf dem Grundstück zu erhalten ist. 
Abgrabungen, Vertiefungen und Aufschüttungen sind folglich nicht zulässig, um hier-
über eine übermäßige Ausnutzung von Grundstücken durch Aufenthaltsräume im Un-
tergeschoss zu verhindern.  

5.3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
 
Entsprechend den örtlichen Gegebenheiten wird in dem Sondergebiet mit der Zweck-
bestimmung „Dauerwohnen“ eine offene Bauweise gem. § 22 (2) BauNVO festgesetzt. 
Die Grenzabstände regeln sich nach der Niedersächsischen Bauordnung.   
 
Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden im Bebau-
ungsplan durch die Festsetzung von Baugrenzen und Baulinien gem. § 23 (1) BauNVO 
definiert. Das dabei entstehende Baufenster im Geltungsbereich der 5. Änderung wird 
überwiegend entsprechend der Festsetzung im Ursprungsplan der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 28 übernommen. Dies deckt größtenteils auch den Bestand ab, 
der sich auf der bestehenden Fläche entwickelt hat. 
 
Im Bebauungsplan werden zudem entsprechende textliche Festsetzungen zur Rege-
lung der Zulässigkeit von Nebenanlagen getroffen. So sollen zur Gewährleistung eines 
einheitlichen Siedlungsbildes auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Gara-
gen oder Einstellplätze im Sinne des § 12 (6) BauNVO oder Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 (1) BauNVO nicht zulässig sein. Mit der vorhandenen Tiefgarage besteht für 
die Anwohner die Möglichkeit, quartiernah zu parken.  

5.4 Anordnung der Wohngebäude 
 
Ein zentrales Ziel der Stadt Norderney ist die Wahrung der historischen Baustruktur, 
dazu gehört auch die Dachlandschaft. Aus diesem Grund wird innerhalb des festge-
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setzten Sondergebietes (SO) die Firstlinien der Hauptdachflächen von Gebäuden gem. 
§ 9 (1) Nr. 2 BauGB aufgenommen und planungsrechtlich gesichert. Ausnahmsweise 
sind hier Abweichungen für untergeordnete Gebäudeteile und Anbauten zulässig. 

6.0 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
Das unverwechselbare, eigenständige Ortsbild bebauter Räume wird über vielfältige 
Gestaltungselemente geprägt. Neben der Gestaltung von Straßen, Wegen und Plätzen 
prägt die Architektur einzelner Gebäude und Gebäudeelemente zu einem hohen Maß 
das physische Erscheinungsbild des Ortes. Auswüchse bzw. Fehlentwicklungen kön-
nen dieses sensible Gebilde nachhaltig stören. Aufgrund dessen ist es notwendig das 
vorhandene Ausdruckspotenzial zu erkennen, zu sichern und weiterzuentwickeln. Pla-
nerisches Ziel ist es, über örtliche Bauvorschriften bezüglich der Gestaltung, den ab-
lesbaren Ortsbildcharakter im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes zu be-
rücksichtigen und so städtebauliche Fehlentwicklungen zu vermeiden. 
 
Aufgrund der hohen Qualität des Siedlungsbildes im Bereich des Plangebietes und der 
Bedeutung des Bereiches für den Fremdenverkehr der Insel Norderney ist es notwen-
dig, die bauliche Gestaltung innerhalb dieses Bereiches dahingehend zu steuern, dass 
sich bauliche Anlagen verträglich in den vorhandenen Siedlungskontext einfügen und 
Bauvorhaben vermieden werden, die zu Irritationen des vorherrschenden Siedlungs- 
und Landschaftsbildes führen. Insgesamt deckt sich der Geltungsbereich der örtlichen 
Bauvorschriften mit dem Geltungsbereich der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
28 „Am Weststrand“. 
 

1. Es sind nur Gebäude mit Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdach und einer Dach-
neigung von 30-55° zulässig. Die Dächer sind symmetrisch zum Hauptkörper an-
zuordnen. Abweichend von § 4 der Gestaltungssatzung der Stadt Norderney sind 
untergeordnete Vor- und Anbauten (maximal 20% der Grundfläche des Hauptge-
bäudes) sowie Nebenanlagen und Garagen von dieser Vorschrift ausgenommen. 
 

2. Für die Dacheindeckung sind nicht glänzende Dachziegel oder Dachsteine in ro-
ten bis rotbraunen Farben zu verwenden. Als „rot“ bis „rotbraun“ gelten folgende 
RAL-Farben (lt. Farbregister RAL 840 HR): 2001,2002, 3000, 3002, 3003, 3013, 
30016, 8004 und 8012. 

 
3. Für die Dacheindeckung sind nicht glänzende Dachziegel oder Dachsteine in 

schwarzen und anthrazitfarbenden Farben zu verwenden. Als schwarz und anth-
razit gelten die RAL-Farben (lt. Farbregister RAL 840 HR): RAL 7011, 7015 und 
7016. 

 
4. Abweichend von § 4 der Gestaltungssatzung der Stadt Norderney sind Ausnah-

men von der Dacheindeckung zulässig, wenn es sich um untergeordnete, trans-
parente Vor-, An- oder Aufbauten handelt (max. 20% der Grundfläche des 
Hauptgebäudes). 

 
5. Für die Hauptgebäude gelten die in der Planzeichnung festgesetzten Firstrich-

tungen. Ausnahmsweise sind Abweichungen für Eingangsüberdachungen gem. § 
5 (3) Nr. 2 NBauO und Anbauten sowie Garageneinfahrten zulässig. 

 
6. Das sichtbare Außenmauerwerk ist aus Verblendmauerwerk herzustellen. Für 

das Verblendmauerwerk sind nicht glänzende, rote bis rotbraune Mauerziegel 
gem. DIN 105 in den RAL-Farbtönen (lt. Farbregister RAL 840 HR) Nr. 2001, 
2002, 3000, 3002 oder 3016 zu verwenden. 
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7. Garagen gem. § 12 (6) BauNVO dürfen auch in anderer massiver Bauweise er-
richtet werden. Die Farbgebung der Garagen gem. § 12 (6) BauNVO und Neben-
anlagen gem. § 14 (1) BauNVO in Form von Gebäuden ist der des Hauptgebäu-
des anzupassen. 

 
8. An den Fenstern zu den öffentlichen Verkehrsflächen sind Vorbaurollläden nicht 

zulässig. 
 

9. Balkone und Dachterrassen sind auf den, den öffentlichen Verkehrsflächen zu-
gewandten Seiten nicht zulässig. 

 
10. Auf geneigten und flachen Dächern dürfen Anlagen zur Nutzung von Sonnener-

gie (Photovoltaik, Wasser- und Luftkollektoren, etc.) eingesetzt werden. Solar-
energieanlagen dürfen jedoch nur dann errichtet werden, wenn sie von den je-
weiligen Erschließungsstraßen nicht einsehbar sind. Ausnahmsweise können An-
lagen zur Nutzung von Solarenergie zugelassen werden, wenn sich die Anlage 
hinsichtlich der Anordnung, Ausführungsart und Farbgestaltung in die Gebäude-
hülle einfügt. (Die jeweils aktuellen, besonderen gesetzlichen Vorgaben zur 
Energieeinsparung von Gebäuden sind zu beachten.) 

 
11. An Hausfassaden, die der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandt sind, dürfen 

Antennen und Parabolantennen (Sat-Schüsseln) nicht angebracht werden. Auf 
Dächern sind Antennen und Parabolantennen nur zulässig, wenn sie von den Er-
schließungsstraßen aus nicht einsehbar sind. Ausnahmsweise können Parabo-
lantennen von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar angebracht werden, 
wenn der Empfang nachweislich auf andere Weise nicht erreicht werden kann. In 
diesen Fällen sind Parabolantennen farblich an die Fassade oder Dachfläche der 
Gebäude anzupassen. Je Gebäude darf nur eine Antennenanlage angebracht 
werden. 

 
12. Sonstige technische Anlagen (z.B. Wärmetauscher, Kühl- und Klimaanlagen, 

Stromaggregate) dürfen an Hausfassen, die den öffentlichen Straßen zugewandt 
sind, nicht angebracht werden. Auf Dächern ist diese Art von Anlagen nur zuläs-
sig, wenn sie von öffentlichen Verkehrsflächen aus nicht sichtbar sind. 

 
13. Einfriedungen dürfen eine maximale Höhe von 0,90 m über der Oberkante der 

angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche nicht überschreiten. 
 

14. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Werbeanlagen als 
freistehende Schaukästen sind nur bis zu einer Größe von maximal 1,00 m² zu-
lässig. Leuchtwerbungen sind unzulässig. Ausnahmen für Betriebe des Einzel-
handels, der Gastronomie oder des Handwerks können bis zu einer Gesamtgrö-
ße von 4,00 m² zugelassen werden. 

7.0 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
 

 Verkehrserschließung 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Straße „Südwest-
hörn“.  
 

 Gas-, Wasser- und Stromversorgung 
Die Gas-, Wasser- und Stromversorgung erfolgt über den Anschluss an die Ver-
sorgungsnetze der Stadtwerke Norderney GmbH. 
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 Schmutz- und Abwasserentsorgung 
Die Schmutz- und Abwasserentsorgung innerhalb des Plangebietes erfolgt über 
Anschluss an die vorhandene Kanalisation. 
  

 Abfallbeseitigung 
Die Abfallentsorgung erfolgt im Trennsystem durch den Landkreis Aurich. 
 

 Oberflächenentwässerung 
Die Ableitung des anfallenden, nicht schädlich verunreinigten Oberflächenwassers 
erfolgt über Versickerung auf den Grundstücken. 
 

 Fernmeldetechnische Versorgung 
Die fernmeldetechnische Versorgung des Bebauungsplangebietes erfolgt über die 
verschiedenen Telekommunikationsanbieter. 
 

 Sonderabfälle 
Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzu-
führen. 

 

 Brandschutz 
Die Löschwasserversorgung des Plangebietes wird entsprechend den jeweiligen 
Anforderungen sichergestellt. Eine Abstimmung mit der Feuerwehr erfolgt vor der 
Ausführungsplanung.  
 

8.0 VERFAHRENSGRUNDLAGEN / -ÜBERSICHT / -VERMERKE 

8.1 Rechtsgrundlagen 
 
Dem Bebauungsplan liegen zugrunde (in der jeweils aktuellen Fassung): 
 

 BauGB  (Baugesetzbuch), 

 BauNVO  (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke: Bau- 
nutzungsverordnung), 

 PlanzV  (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die  
Darstellung des Planinhaltes: Planzeichenverordnung), 

 NBauO  (Niedersächsische Bauordnung), 

 NAGBNatSchG (Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-  
schutzgesetz), 

 BNatSchG  (Bundesnaturschutzgesetz), 

 NKomVG  (Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz). 
 

8.2 Verfahrensübersicht 

8.2.1 Aufstellungsbeschluss 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Norderney hat in seiner Sitzung am ……….. 
gem. § 2 (4) BauGB den Beschluss zur Aufstellung der 5. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 28 „Am Weststrand“ mit örtlichen Bauvorschriften gefasst. 
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8.2.2 Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gem. § 3 (1) BauGB (öffentli-
che Darlegung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und Anhörung der Öf-
fentlichkeit) erfolgte vom ……….. Die Bekanntmachung hierzu erfolgte am ……….. 

8.2.3 Öffentliche Auslegung 
 
Die Begründung hat gem. § 3 (2) BauGB vom ……….. bis ………. zusammen mit der 
Planzeichnung öffentlich ausgelegen. 

8.2.4 Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Stadt Norderney hat die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 "Am 
Weststrand“ mit örtlichen Bauvorschriften nach Prüfung der fristgemäß vorgebrachten 
Anregungen in seiner Sitzung am .......................... gem. § 10 (1) BauGB als Satzung 
beschlossen. Die Begründung wurde ebenfalls beschlossen und ist dem Bebauungs-
plan gem. § 9 (8) BauGB beigefügt. 

 
Norderney, ................................ 

 
 

...................................... 
Der Bürgermeister 
 

8.3 Planverfasser 
 
Die Ausarbeitung der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 „Am Weststrand“ mit 
örtlichen Bauvorschriften erfolgte im Auftrag der Stadt Norderney durch das Planungs-
büro:  
 
 

Diekmann • 
Mosebach 

& Partner 

Regionalplanung 

Stadt- und Landschaftsplanung 

Entwicklungs- und Projektmanagement 

Oldenburger Straße 86  -  26180 Rastede 

Telefon (0 44 02) 9116-30 

Telefax (0 44 02) 9116-40 

www.diekmann-mosebach.de 

mail: info@diekmann-mosebach.de 
 


